
INTRO

F O R U M  R E C H T   0 4 /13

100

Hier im Heft machen Sophie Arndt und Heiner Bosch den Einstieg und 
setzen sich ab Seite 101 mit dem Asylbewerberleistungsgesetz und dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2012 auseinander. Sie zeigen, 
warum eine allein auf der Menschenwürde basierende Argumentation 

den politischen Charakter der gesetzlichen Regelungen verdeckt.
Theodora Stoyanova analysiert den Umgang des deutschen 
Staates mit Rom_nija und zeigt, dass offizielles Gedenken nicht 
mit der Übernahme von Verantwortung für europäische Rom_
nija einhergeht (S. 107).
Sebastian Muy untersucht den Widerspruch zwischen Flücht-
lingsschutz und Migrationskontrolle in den Dokumenten des 
UNHCR ab S. 110 und legt dar, wie die Kategorie des „schutz-
bedürftigen Flüchtlings“ gleichzeitig auch eine Abgrenzung von 
nicht schutzbedürftigen „Migrant_innen“ enthält und damit Ex-
klusion rechtfertigt.
Oona Grünbaum zeichnet den Weg eines Asylsuchendens aus 
Afghanistan nach und erklärt gleichzeitig die Dublin II-Verord-
nung und ihre Auswirkungen auf die Lebensbedingungen von 

Asylsuchenden in der Europäischen Union (S. 113-114).

Die Forum Recht Redaktion wünscht euch eine informative Lektüre.

looking for freedom

Als wir vor zehn Monaten den Schwerpunkt planten, war Anlass der 
zwanzigste Jahrestag des „Asylkompromisses“ – der faktischen 
Abschaffung des Rechts auf Asyl als zynische Reaktion auf Ro-

stock Lichtenhagen und verlängerter Arm einer „Angst“ vor vermeint-
licher Überfremdung. Doch wie in den letzten Monaten u.a. in Berlin-
Hellersdorf zu sehen war, ist die Situation für in die BRD geflüchtete 
nach wie vor akut gefährlich. Anders als damals ist jedoch: Non-Citi-
zens haben sich organisiert und üben seit über einem Jahr öffentlich-
keitswirksam Druck auf die Verhältnisse aus. Seitens der Polizei und 
Politiker_innen wird teilweise reagiert, als wolle man an die Tradition 
einer Progromstimmung der Nachwendezeit anknüpfen. So behauptete 
der bayrische Innenminister Hermann, hungestreikende Asylsuchende 
würden versuchen, den Rechtstaat zu erpressen.
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